
 

 

 
 

 
 
 

 
 
Bericht des Vorstands gemäß § 203 Absatz 2 Satz 2 A ktG i.V.m. § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG zu 
Tagesordnungspunkt 7 (Beschlussfassung über die Sch affung eines neuen Genehmigten Kapitals 
2018, die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrec hts der Aktionäre sowie entsprechende 
Satzungsänderung) 
 
"Die unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagene Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 5. Juni 2023 einmal oder mehrmals um bis zu 
EUR 81.045.159,00 durch Ausgabe von bis zu 31.171.215 neuen auf Namen lautenden Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2018), soll die Gesellschaft in die Lage 
versetzen, kurzfristig auf auftretende Finanzierungserfordernisse oder Akquisitionsmöglichkeiten im 
Zusammenhang mit der Umsetzung von strategischen Entscheidungen reagieren zu können. Dabei ist die 
Verfügbarkeit von Finanzierungsinstrumenten unabhängig vom Turnus der jährlichen ordentlichen 
Hauptversammlungen von besonderer Wichtigkeit, da der Zeitpunkt, zu dem entsprechende Mittel 
beschafft werden müssen, nicht immer im Voraus bestimmt werden kann. Etwaige Transaktionen können 
im Wettbewerb mit anderen Unternehmen zudem häufig nur erfolgreich durchgeführt werden, wenn 
gesicherte Finanzierungsinstrumente bereits zum Zeitpunkt des Verhandlungsbeginns zur Verfügung 
stehen. Der Gesetzgeber hat dem sich daraus ergebenden Bedürfnis der Unternehmen Rechnung 
getragen und räumt Aktiengesellschaften die Möglichkeit ein, die Verwaltung zeitlich befristet und 
betragsmäßig beschränkt zu ermächtigen, das Grundkapital ohne einen weiteren 
Hauptversammlungsbeschluss zu erhöhen. Die Verwaltung schlägt der Hauptversammlung daher vor, eine 
solche Ermächtigung nahezu bis zur gesetzlichen Höchstgrenze von 50% des nominalen Grundkapitals zu 
erteilen. 
 
Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2018 wird den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht 
eingeräumt. Damit können alle Aktionäre im Verhältnis ihrer Beteiligung an einer Kapitalerhöhung teilhaben 
und sowohl ihren Stimmrechtseinfluss als auch ihre wertmäßige Beteiligung an der Gesellschaft 
aufrechterhalten. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn die neuen Aktien den Aktionären nicht 
unmittelbar zum Bezug angeboten werden, sondern unter Einschaltung eines oder mehrerer Kreditinstitute 
und diese verpflichtet sind, die übernommenen Aktien den Aktionären im Wege des sog. mittelbaren 
Bezugsrechts zum Bezug anzubieten. Der Beschlussvorschlag sieht daher eine entsprechende Regelung 
vor. Der Beschlussvorschlag sieht darüber hinaus auch wie üblich vor, dass der Vorstand bei Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2018 ermächtigt wird, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen 
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 
 
1. Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Dies ist erforderlich, um ein technisch durchführbares 
Bezugsverhältnis darstellen zu können und damit die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre zu 
erleichtern. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden 
bestmöglich verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf 
Spitzenbeträge gering. Sofern glatte Bezugsverhältnisse problemlos möglich sind, wird ein Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre für Spitzenbeträge nicht erfolgen. Vorstand und Aufsichtsrat halten 
den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären für angemessen.  

 
2. Bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen bis zu einem Betrag, der insgesamt 10% des zum Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals oder – sofern dieser Betrag 
niedriger ist – 10% des zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals nicht übersteigt, soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, wenn der 
Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher 
Ausstattung nicht wesentlich im Sinne des § 203 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 AktG i.V.m. § 186 
Absatz 3 Satz 4 AktG unterschreitet.  

 



 

 

Der Vorstand wird mit Zustimmung des Aufsichtsrats einen etwaigen Abschlag vom aktuellen 
Börsenpreis möglichst niedrig halten. 

 
Der Bezugsrechtsausschluss darf weder 10% des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals noch – sofern dieser Betrag niedriger ist – 10% des zum 
Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals insgesamt 
überschreiten. Auf die 10%-Grenze sind eigene Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung in entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG veräußert werden. 
Darüber hinaus sind auf die 10%-Grenze Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von 
Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ausgegeben werden, 
sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender 
Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. 
 
Hierdurch soll die Gesellschaft in die Lage versetzt werden, kurzfristig günstige Börsensituationen 
auszunutzen und dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag 
und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Eine derartige Kapitalerhöhung 
führt wegen der schnelleren Handlungsmöglichkeit erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzufluss 
als eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht der Aktionäre. Sie liegt somit im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. Es kommt zwar dadurch zu einer 
Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen 
Aktionäre. Aktionäre, die ihre relative Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil erhalten 
möchten, haben indessen die Möglichkeit, die hierfür erforderliche Aktienzahl über die Börse zu 
erwerben. 

 
3. Bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, 

insbesondere um die neuen Aktien der Gesellschaft im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder beim unmittelbaren oder mittelbaren Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen anbieten zu können. Die Gesellschaft beabsichtigt, auch weiterhin durch 
Akquisitionen ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und dadurch langfristige und kontinuierliche 
Ertragszuwächse zu ermöglichen. Die Gesellschaft soll die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und 
internationalen Märkten schnell und flexibel auf vorteilhafte Angebote oder sich sonst bietende 
Gelegenheiten zu Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen reagieren 
zu können. Nicht selten ergibt sich aus den Verhandlungen die Notwendigkeit, als Gegenleistung nicht 
Geld, sondern (auch) Aktien bereitzustellen. Hierdurch wird die Liquidität der Gesellschaft geschont. Es 
kommt bei einem Bezugsrechtsausschluss zwar zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote 
und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Bei Einräumung eines Bezugsrechts 
wäre aber der Unternehmenszusammenschluss oder der Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen gegen 
Gewährung von Aktien nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen 
Vorteile wären nicht erreichbar. 

 
Das Bezugsrecht soll außerdem ausgeschlossen werden können, um Darlehens- oder andere 
Verbindlichkeiten als Sacheinlagen in die Gesellschaft einzubringen. Bilanziell handelt es sich um die 
Umwandlung von Fremd- in Eigenkapital und damit um eine Verbesserung der Eigenkapitalbasis. Die 
damit verbundene Verbesserung der Finanzstruktur der Gesellschaft kann im Interesse der 
Gesellschaft liegen. Wenn die Sacheinlage durch Aktionäre der Gesellschaft erfolgen soll, kann im 
Rahmen der Prüfung, ob der Bezugsrechtsausschluss verhältnismäßig ist, auch in Erwägung gezogen 
werden, eine gemischte Bar- und Sachkapitalerhöhung durchzuführen, an der sich alle Aktionäre 
beteiligen können. 
 
Der Vorstand wird die Ermächtigung einer Sachkapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss aus 
dem genehmigten Kapital nur dann nutzen, wenn der Wert der neuen Aktien und der Wert der 
Sacheinlage in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. Hierbei soll sich der Ausgabepreis 
der zu begebenden Aktien grundsätzlich am Börsenkurs orientieren. Für die vom Bezugsrecht 
ausgeschlossenen Aktionäre wird auf diese Weise ein wirtschaftlicher Nachteil vermieden. 

 
4. Schließlich soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit den Inhabern der von der 

Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- 
und Wandlungsrechten bzw. -pflichten, ein Bezugsrecht auf neue Aktien nach Maßgabe der jeweiligen 
Ausgabebedingungen gewährt wird. Die Bedingungen von Schuldverschreibungen mit Options- und 
Wandlungsrechten bzw. -pflichten sehen zur erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt üblicherweise 
einen Verwässerungsschutz vor, der sicherstellt, dass den Inhabern bzw. den Gläubigern der 
Schuldverschreibungen mit Options- und Wandlungsrechten bzw. -pflichten bei späteren Emissionen 



 

 

von Aktien ein Bezugsrecht auf diese Aktien eingeräumt wird, wie es Aktionären zusteht. Die 
Bezugsberechtigten werden damit so gestellt, als hätten sie von ihren Bezugsrechten Gebrauch 
gemacht und seien Aktionäre. Um die betreffenden Emissionen (Schuldverschreibungen mit Options- 
und Wandlungsrechten bzw. -pflichten) mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu 
können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Das dient der 
erleichterten Platzierung der Emissionen bzw. einer Platzierung zu besseren Bedingungen und damit 
dem Interesse der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur ihrer Gesellschaft.  

 
Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Von dieser Möglichkeit wird nur 
dann Gebrauch gemacht und der Aufsichtsrat wird seine Zustimmung nur dann erteilen, wenn dies nach 
pflichtgemäßer Prüfung und Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der 
Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.  
 
Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede erfolgte Ausnutzung des 
genehmigten Kapitals berichten." 
 
 


